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Vorwort

Das Jahr 2016 war nicht nur ein Schaltjahr mit 366 Tagen, es war auch das Jahr der Krisen

und Überraschungen, geprägt durch Turbulenzen auf dem politischen Parkett und auf den

Finanzmärkten. Keine leichte Aufgabe für die amtierende Bundesregierung, in diesem

unruhigen Fahrwasser Kurs zu halten, wohl wissend, dass sie sich im Herbst 2017 dem Votum

der Wähler stellen muss. Abgestimmt wird dabei nicht nur über die Willkommenskultur in

Deutschland, sondern auch über die Steuerreformpakete der letzten Monate. Was das Thema

Steuern angeht, kann man dem Gesetzgeber keinesfalls mangelndes Engagement vorwerfen.

Abgesehen davon, dass der Abschluss der Erbschaftsteuerreform knapp an einer Blamage

vorbeischrammte, verständigte man sich mit den europäischen Partnern im Rahmen des

Projekts gegen die Kürzung und Verlagerung von Gewinnen (Base Erosion and Profit

Shifting, BEPS) vergleichsweise schnell auf Maßnahmen gegen den schädlichen

Steuerwettbewerb. Manche sprechen gar von einem Meilenstein der internationalen

Steuerpolitik. Ob man in der Bewertung so weit gehen muss, bleibt abzuwarten. Leider muss

aber auch für 2016 festgehalten werden, dass sich Gesetzgeber und Finanzverwaltung

wiederholt in Wertungswidersprüchen verstrickt und mit Nichtanwendungserlassen gegen

notwendige Korrekturen der Rechtsprechung gesperrt haben.

Die Zahl der Steueränderungen ist mittlerweile derart gestiegen, dass selbst mit der Materie

Vertraute kaum Schritt halten können. Um allen Interessierten Orientierung zu bieten, bereitet

das PwC-Steuerjahrbuch die wichtigsten Steueränderungen der letzten zwölf Monate wieder

kompakt für Sie auf. Ziel und Aufbau des PwC-Steuerführers bleiben auch in seiner

15. Auflage unverändert: Der Leser kann sich über alle Entwicklungen in Gesetzgebung, Ver-

waltung und Rechtsprechung informieren, die im zurückliegenden Jahr wichtig waren. Die

folgenden Themen sind die Schwerpunkte dieser Auflage: Das Gesetz zur Umsetzung der Än-

derungen der EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren Maßnahmen gegen Gewinnverkürzun-

gen und -verlagerungen, das die Empfehlungen des BEPS-Projekts und zahlreicher anderer

Änderungen umsetzt, die für Unternehmen bedeutsam sind; die Erbschaftsteuerreform sowie

die beiden Themenbereiche Verrechnungspreise und internationales Steuerrecht.

Die Erstellung eines solchen Manuskripts – gerade unter Berücksichtigung der Jahresendge-

setze – ist nur in Teamarbeit möglich. Der besondere Dank des Herausgebers gilt deshalb dem

PwC-Autorenteam, dem es mit tiefem Sachverstand, Erfahrung und Engagement wieder ge-

lungen ist, dem Leser ein topaktuelles Steuerhandbuch an die Hand zu geben, das viele nützli-

che Praxishinweise enthält. Besten Dank auch allen beteiligten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter des Haufe-Verlags für das Lektorat sowie, last but not least, Gabriele Stein, die das

Jahrbuch bereits zum 15. Mal zeitgerecht realisiert hat.

Frankfurt am Main, im Januar 2017 Marius Möller
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€ Euro (Währung)

a. A. andere Auffassung

a. F. alte Fassung

ABl. Amtsblatt

Abs. Absatz, Absätze

Abschn. Abschnitt/e

AdV Aussetzung der Vollziehung

AEAO Anwendungserlass zur Abgabenordnung

AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union

AfA Absetzung für Abnutzung

AG Aktiengesellschaft

AGB Allgemeine Geschäftsbedingungen

AIF Alternative Investment Fund (alternative Investmentfonds)

AIFM Alternative Investment Fund Manager (Alternative-Investmentfonds-Manager)

AktG Aktiengesetz

AltEinkG Alterseinkünftegesetz

Anm. Anmerkung

AO Abgabenordnung

AOA Authorised OECD Approach

AO-E Abgabenordnung-Entwurf

AO-StB AO-Steuerberater, Informationsdienst zu Steuerverfahren, Betriebsprüfung,

Rechtsschutz nach AO/FGO, Steuerstrafrecht (Fachzeitschrift)

APAReG Abschlussprüferaufsichtsreformgesetz

AReG Abschlussprüfungsreformgesetz

Art. Artikel

AStG Außensteuergesetz

ATAD Anti Tax Avoidance Directive

ATP Aggressive Tax Planning

Az. Aktenzeichen

B+P Zeitschrift für Betrieb und Personal

BaFin Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

BayLfSt Bayerisches Landesamt für Steuern

BB Betriebsberater (Fachzeitschrift)

BDA Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände

BDI Bundesverband der Deutschen Industrie e. V.

BeckRS Beck-Rechtsprechung, beck-online (Datenbank)

BEPS Base Erosion and Profit Shifting (OECD-Aktionsplan gegen Gewinnkürzungen

und Gewinnverlagerungen)

BEPS-UmsG Gesetzes zur Umsetzung der Änderungen der EU-Amtshilferichtlinie und von

weiteren Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen und -verlagerungen
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BetrAVG Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung: (Betriebsrenten-

gesetz)

BewG Bewertungsgesetz

BFH Bundesfinanzhof

BFH/NV Sammlung der Entscheidungen des BFH, Haufe-Lexware, Freiburg

BFH/PR Entscheidungs-Kommentierungen zu amtlich veröffentlichten BFH-

Entscheidungen, Fachzeitschrift Haufe-Lexware, Freiburg

BFHE Sammlung der Entscheidungen des BFH, herausgegeben von Mitgliedern des

BFH

BgA Betrieb gewerblicher Art

BGB Bürgerliches Gesetzbuch

BGBl Bundesgesetzblatt

BilRUG Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz

BMF Bundesministerium der Finanzen

BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

BRAO Bundesrechtsanwaltsordnung

BR-Drs. Bundesrats-Drucksache

BsGaV Betriebsstättengewinnaufteilungsverordnung

BStBK Bundessteuerberaterkammer

BStBl Bundessteuerblatt

BT-Drs. Bundestags-Drucksache

Buchst. Buchstabe/n

BVerfG Bundesverfassungsgericht

BvL Aktenzeichen des Bundesverfassungsgerichts

BvR Aktenzeichen einer Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht

BZSt Bundeszentralamt für Steuern

bzw. beziehungsweise

ca. circa

CbCR Country-by-Country-Reporting

CHF Schweizer Franken (Währung)

CMR Internationalen Vereinbarung über Beförderungsverträge auf Straßen

CRR Capital Requirements Regulation

CSR Corporate Social Responsibility – Unternehmerische Gesellschaftsverantwor-

tung

CSR-RL Richtlinie zur Umsetzung der RL 2014/95/EU zur Angabe nichtfinanzieller und

die Diversität betreffender Informationen durch bestimmte große Unternehmen

und Gruppen

CTA Covered Tax Agreements

d. h. das heißt

DB Der Betrieb (Fachzeitschrift)

DBA Doppelbesteuerungsabkommen

DM Deutsche Mark (Währung)

Doppelbuchst. Doppelbuchstaben

DStR Deutsches Steuerrecht (Fachzeitschrift)

DStRE Deutsches Steuerrecht Entscheidungsdienst

DStV Deutscher Steuerberaterverband e. V.
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DStZ Deutsche Steuer-Zeitung (Fachzeitschrift)

DV Durchführungsverordnung

e. V. eingetragener Verein

EATR Effective average tax rate

EBITDA Gewinn + Schuldzinsen + planmäßige Abschreibungen – Zinserträge

ECOFIN Rat der Europäischen Union in der Zusammensetzung der Wirtschafts- und

Finanzminister der EU-Mitgliedsstaaten

EDV Elektronische Datenverarbeitung

EFG Entscheidungen der Finanzgerichte (juristische Fachzeitschrift)

EFTA European Free Trade Association – Europäische Freihandelsassoziation

EG Europäische Gemeinschaft

EGAO Einführungsgesetz zur Abgabenordnung

EGHGB Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch

EK Eigenkapital

ELBA elektronische Bilanzabgabe

ELStAM elektronische Lohnsteuerabzugsmerkmale

EMAS Eco-Management and Audit Scheme

EMRK Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten

(Europäische Menschenrechtskonvention)

ErbSt Erbschaftsteuer

ErbStG Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz

ErbStG-RegE Regierungsentwurf zur Reform des Erbschaftsteuergesetz

ErbStH Hinweise zu den Erbschaftsteuer-Richtlinien

ErbStR Erbschaftsteuer-Richtlinien

ESt Einkommensteuer

EStÄR Einkommensteuer-Änderungsrichtlinien

EStDV Einkommensteuer-Durchführungsverordnung

EStG Einkommensteuergesetz

EStG-E Einkommensteuergesetz-Entwurf

EStH Einkommensteuer-Hinweise

EStR Einkommensteuer-Richtlinien

etc. et cetera

EU Europäische Union

EUAHiG Gesetz über die Durchführung der gegenseitigen Amtshilfe in Steuersachen

zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU-Amtshilfegesetz)

EuGH Europäischer Gerichtshof

EÜR Einnahme-Überschuss-Rechnung

EURLUmsG EU-Richtlinien-Umsetzungsgesetz

EUSt Einfuhrumsatzsteuer

EU-UStB EU-Umsatz-Steuer-Berater, Informationsdienst zu EU-Richtlinien und zur

EuGH-Rechtsprechung (Beilage der Fachzeitschrift Umsatz-Steuer-Berater)

EWR Europäischer Wirtschaftsraum

EZ Erhebungszeitraum

f. folgende

FA Finanzamt
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FATCA Foreign Account Tax Compliance Act (US-Gesetzes zum US-Steuer-Reporting

von ausländischen Finanzinstitutionen)

ff. fortfolgende

FG Finanzgericht

FGO Finanzgerichtsordnung

FIFO First-In-First-Out

FinMin Finanzministerium

FKAustG Gesetz zum automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in

Steuersachen und zur Änderung des EU-Amtshilfegesetzes und anderer Geset-

ze

FR Finanz-Rundschau

FuE Forschung und Entwicklung

FVG Gesetz über die Finanzverwaltung

G20 Abkürzung für Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwellen-

länder)

GAufzV Gewinnabgrenzungsaufzeichnungsverordnung

GBl Gesetzblatt

GbR Gesellschaft bürgerlichen Rechts

gem. gemäß

GewSt Gewerbesteuer

GewStG Gewerbesteuergesetz

GG Grundgesetz

ggf. gegebenenfalls

gGmbH gemeinnützige Gesellschaften mit beschränkter Haftung

GKB Gemeinsame KSt-Bemessungsgrundlage

GKKB Gemeinsame konsolidierte KSt-Bemessungsgrundlage

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung

GmbH & Co. KG Gesellschaft mit beschränkter Haftung & Compagnie Kommanditgesellschaft

GmbHG Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung

GmbHR GmbH-Rundschau (Fachzeitschrift)

GmbH-StB Der GmbH-Steuerberater (Fachzeitschrift)

grds. grundsätzlich/e/er/en

GrESt Grunderwerbsteuer

GrEStG Grunderwerbsteuergesetz

GRI Global Reporting Initiative

GrSt Grundsteuer

GVG Gerichtsverfassungsgesetz

h. M. herrschende Meinung

Halbs. Halbsatz

HFR Humboldt Forum Recht (juristische Internetzeitschrift an der Humboldt-

Universität zu Berlin)

HGB Handelsgesetzbuch

HGB-E Handelsgesetzbuch-Entwurf

HOAI Honorarordnung für Architekten und Ingenieure

HöfeO Höfeordnung
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HZA Hauptzollamt

i. d. F. in der Fassung

i. d. R. in der Regel

i. H. v. in Höhe von

i. S. im Sinne

i. S. d. im Sinne der/des/dieser

i. S. v. im Sinne von

i. V. m. in Verbindung mit

ID-Nr. Identifikationsnummer

IDW Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V.

IDW-PS Institut Deutscher Wirtschaftsprüfer, Prüfungsstandards

IFC International Finance Cooporation

IFRS International Financial Reporting Standards, internationale Rechnungslegungs-

vorschriften für Unternehmen

ifst Institut Finanzen und Steuern e. V.

insb. insbesondere

InsO Insolvenzordnung

InvSt Investmentsteuer

InvStG Investmentsteuergesetz

InvStG-E Investmentsteuergesetz-Entwurf

InvStRefG Investmentsteuerreformgesetz

IP Intellectual Property (Geistiges Eigentum)

ISA International Standards on Auditing

IStR Internationales Steuerrecht (Fachzeitschrift)

IT Informationstechnik

JStG Jahressteuergesetz

KAGB Kapitalanlagegesetzbuchs

KapErtrSt Kapitalertragsteuer

KassenSichV Kassensicherungs-Verordnung

KernbrSt Kernbrennstoffsteuer

KG Kommanditgesellschaft

KiSt Kirchensteuer

km/h Kilometer pro Stunde

KMU Kleinstunternehmen sowie kleinere und mittlere Unternehmen

KonsVerCHEV Verordnung zur Umsetzung von Konsultationsvereinbarungen zwischen der

Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft

KraftStG Kraftfahrzeugsteuergesetz

KSt Körperschaftsteuer

KStG Körperschaftsteuergesetz

kW Kilowatt

KWG Kreditwesengesetz

LfSt Landesamt für Steuern

LG Landgericht

LoB-Klausel Limitations-on-Benefits-Klausel

Ls. Leitsatz



28 Abkürzungsverzeichnis

LSt Lohnsteuer

LStDV Lohnsteuer-Durchführungsverordnung

LStR Lohnsteuer-Richtlinien

Ltd. Limited Company (nicht-börsennotierte Kapitalgesellschaft)

LuF Land- und Forstwirtschaft

m. E. meines Erachtens

max. maximal/e

MCAA Multilateral Competent Authority Agreement

Mio. Million, Millionen

MLI Multilaterale Instrument

MNU multinationales Unternehmen

MV Mehrseitige Vereinbarung

MwSt Mehrwertsteuer

MwStR MehrwertSteuerrecht (Fachzeitschrift)

MwStSystRL Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie

n. F. neue Fassung

n. v. nicht (amtlich) veröffentlicht

NJW Neue Juristische Wochenschrift (Fachzeitschrift)

Nr. Nummer

nwb Neue Wirtschaftsbriefe (Fachzeitschrift)

o. g. oben genannt/en

OECD Organisation for Economic Cooperation and Development

(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung)

OECD-MA Musterabkommen zur Regelung von Doppelbesteuerungsfällen zwischen Staa-

ten

OFD Oberfinanzdirektion

OGAW Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren

OGAW-RL OGAW-Richtlinie

OLG Oberlandesgericht

p. a. per anno

PIStB Praxis Internationale Steuerberatung (Fachzeitschrift)

Pkw Personenkraftwagen

PM Pressemitteilung

PPT Principal Purpose Test

rkr. rechtskräftig

RL Richtlinie

Rn. Randnummer/n

Rs. Rechtssache/n

Rspr. Rechtsprechung

Rz. Randziffer

s. siehe

S. Seite, Seiten oder Satz, Sätze (in Normenzitaten)

s. o. siehe oben

s. u. siehe unten

SenFin Senatsverwaltung für Finanzen


